
Europäische Kampagne zur Aufhebung der Sanktionen gegen Venezuela - Grundlagen 

Die am Schluss dieses Aufrufs Unterzeichnenden erklären:   

Wir betrachten die einseitigen, von Präsident Trump gegen die Regierung der Bolivarischen Republik 

Venezuela erhobenen und verstärkten Zwangsmaßnahmen als illegal und ungerechtfertigt. In der 

gegenwärtigen Situation, in der die Menschheit mit der Covid-19-Pandemie konfrontiert ist, sind sie 

zudem zu unmenschlichen Maßnahmen geworden, die die internationalen Bemühungen zur 

Überwindung der gegenwärtig schwierigen Situation untergraben. 

Diese Entscheidung kann vielen einfachen Venezolanern und Venezolanerinnen das Leben kosten. 

Damit wird Venezuela weiterhin der Zugang zu Lebensmitteln, Medikamenten und lebenswichtiger 

Gesundheitsversorgung verwehrt. 

 

NB: Die Tabelle zeigt 80.000 Venezolaner, die zwischen 2017-19 gestorben sind; 90.000 HIV- und andere gefährdete Patienten 

sind extrem gefährdet, weil der Staat nicht in der Lage ist, spezielle Medikamente und Behandlungen für sie zu kaufen; 15.000 

Dialysepatienten konnten keine Behandlung erhalten, weil die von Venezuela gekauften Medikamente blockiert wurden, 

obwohl sie bezahlt wurden; 4 Millionen Diabetes- und Bluthochdruckpatienten hatten keinen Zugang zu teuren 

Medikamenten, weil sie vom Staat auf dem Weltmarkt angeboten werden. 

Ein breites Spektrum an Stimmen auf internationaler Ebene fordert die Vereinigten Staaten auf, die 

zunehmend strafenden Sanktionen gegen Venezuela aufzuheben, darunter Seine Heiligkeit Papst 

Franziskus I., UNO-Generalsekretär Antonio Guterres, die Bewegung der Blockfreien Staaten, (ALBA-

TCP) - UNASUR, die EU (Josep Borrell, der EU-Außenminister hat dies dreimal öffentlich gefordert), US-

Senatoren, zahlreiche lateinamerikanische und karibische Regierungen, CARICOM, die 

Wirtschaftskommission für Lateinamerika und die Karibik (ECLAC), der Amerikanische 

Gewerkschaftsbund (TUCA) und der Internationale Gewerkschaftsbund (IGB), der 

Weltgewerkschaftsbund (WGB) sowie zahlreiche nationale Gewerkschaftsverbände (darunter die 

UGT, Spaniens größter nationaler Gewerkschaftsbund, und die CC.OO), die CGTP-In von Portugal, 

sowie Parteien, die für oder gegen die Regierung Venezuelas sind, und viele mehr.  

In einem Brief an Mike Pompeo und das US-Finanzministerium stellten 11 US-Senatoren fest, dass «die 

US-Sanktionen die freie Zirkulation dringend benötigter medizinischer und humanitärer Hilfsgüter 

behindern, weil die Sanktionen eine breite lähmende Wirkung auf solche Transaktionen haben, selbst 

wenn es technische Ausnahmeregelungen gibt», während von Sanktionen betroffene Länder wie 

Venezuela «kämpfen, um auf ihre nationalen Gesundheitskrisen zu antworten».  



Bekanntlich handelt es sich bei den Wirtschaftssanktionen der Vereinigten Staaten - sie verletzen das 

Völkerrecht - in Wirklichkeit um einseitige Zwangsmaßnahmen der Regierung der Vereinigten Staaten 

gegenüber der Bolivarischen Republik Venezuela. Sie verstossen nicht nur gegen die Charta der 

Vereinten Nationen und die internationale Rechtsordnung, sondern haben auch negative 

Auswirkungen auf die Wahrung der zivilen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Menschenrechte, 

was im Zusammenhang mit der globalen Ausbreitung von Covid-19 noch verstärkt wird. 

Dies war einer der zentralen Punkte, die Alfred de Zayas, ehemaliger unabhängiger Experte der 

Vereinten Nationen für die Förderung einer demokratischen und gerechten internationalen Ordnung, 

während der Videokonferenz "Unilaterale Zwangsmaßnahmen, Massenvernichtungswaffen" vortrug. 

Diese Maßnahmen haben die venezolanische Wirtschaft zerstört, zu Nahrungsmittel- und 

Medikamentenknappheit geführt, die Nation in Armut gestürzt und viele Venezolaner und 

Venezolanerinnen dazu gebracht, das Land zu verlassen. Das venezolanische Volk braucht keine 

Sanktionen, sondern einen konstruktiven Dialog und Hilfe. 

Die spanische Außenministerin Arancha Gonzalez Laya, deren Regierung sich nachdrücklich dafür 

einsetzt, den sanktionierten Ländern den Kauf von Medikamenten, Mitteln der 

Gesundheitsversorgung und anderer Mittel zur Bekämpfung der Pandemie zu gestatten, hat eine 

ergreifende Wahrheit ausgesprochen: "Solange wir nicht alle sicher sind, ist niemand sicher.» 

Jetzt ist die Zeit für internationale Zusammenarbeit und Menschlichkeit im Kampf gegen Covid-19 und 

seine weltweit verheerenden Auswirkungen gekommen. Als Unterzeichnende dieser Erklärung 

schließen wir uns der wachsenden Zahl internationaler Stimmen an, die eine sofortige Aufhebung der 

US-Sanktionen fordern. 

Es gibt einen Präzedenzfall für die Aussetzung von Sanktionen zwecks Beschaffung lebenswichtiger 

Mittel, um das Leben Tausender Menschen zu retten. Die Schaffung des INSTEX-Handelsmechanismus 

ermöglichte am 31. März 2020 eine erste Transaktion von medizinischem Material mit dem Iran, einem 

der am stärksten von Covid-19 betroffenen Ländern. Diese Aktion stellt unter den gegenwärtigen 

Bedingungen einen sehr wichtigen Präzedenzfall dar. 

Es gilt zudem, alle Finanzinstitutionen zu identifizieren, die illegal Ressourcen zurückhalten, die dem 

venezolanischen Staat und dem venezolanischen Volk gehören (als direkte Folge der Extraterritorialität 

der US-Sanktionen), und zu fordern, dass diese Ressourcen über INSTEX unverzüglich und 

bedingungslos an ihren rechtmäßigen Eigentümer zurückgegeben und die von Venezuela verlangten 

Transaktionen in Bezug auf Nahrungsmittel, Medikamente und Mittel der Gesundheitsversorgung 

über denselben Kanal abgewickelt werden. 

Nachfolgend eine Liste illegal zurückgehaltener Ressourcen und der Banken, die diese Ressourcen 

zurückhalten 

Europäische Banken Land USD Euros 

Novo Banco   Portugal 1.547.322.175  1.381.290.997  

Bank of England (Gold) Grossbritannien 1.323.228.162 1.181.242.780  

Clearstream International S.A. (Schuldtitel) Luxemburg 517.088.580 461.603.802  

Euroclear (Títulos) Belgien 140.519.752 125.441.664  

Banque Eni S.A. Belgien 53.084.499 47.388.410  

Banque Delubac et Cie Frankreich 38.698.931  34.546.447  

    

Nicht europäische Banken    



Sumitomo Corporation USA 507.506.853    453.050.216 

Citibank USA 458.415.178  409.226.189  

Union Bank USA 230.024.462 205.342.315 

Andere Banken und Finanzinstitute 17 Länder 654.142.049 583.951.123 

 

Wenn Sie Ihre Unterstützung zum Ausdruck bringen möchten, senden Sie bitte eine E-Mail 
nosanciones@gmail.com  
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